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Einleitung.

§ i.
a. Weg der Gesetzgebung. Begriffe der Sanktion 

und der Publikation.
I. Wie die physische Person kann auch die juristische, kann 

auch der Staat seinen Willen bilden und äußern. Zwar sind im 
Gegensatz zu der Willensbildung der physischen Person an der­
jenigen des Staates — von der absoluten Monarchie abgesehen — 
eine Mehrheit von Einzelwillen, d. h. von Willen verschiedener in 
einem oder mehreren Organen vereinigter physischer Personen, 
beteiligt. Dennoch stellt sich der von diesen erzeugte Wille als 
ein einheitlicher, als der Staatswille dar. Der Staatswille aber 
ist ein Ausfluß der Staatsgewalt, und demnach ist Träger dieses 
Staatswillens und damit auch Träger der Gesetzgebung als der 
in einer bestimmten, durch die Verfassung festgesetzten Form er­
folgenden Äußerung des Staatswillens der Träger der Staats­
gewalt.

Der Akt nun, durch welchen der Träger der Staatsgewalt 
als Träger der Gesetzgebung den in seinem freien Belieben stehen­
den entscheidenden Entschluß faßt, daß der Staatswille, an dessen 
Bildung, wie erwähnt, nach der Verfassung andere Organe be­
teiligt sein können und in der Regel beteiligt sind, als Gesetz ins 
Leben trete, ist die Sanktion. Ob es richtig ist, von ihr den An­
teil des Trägers der Staatsgewalt an der Feststellung des „Gesetzes­
inhalts" begrifflich zu scheiden und unter Sanktion nur im engeren 
Sinne den „Gesetzesbefehl" zu verstehen,*) oder ob die Sanktion

*) wie Laband, Staatsrecht des Deutschen Reiches, 4. Auf!., Bd. II, 
S. 4 ff. u. 26 ff., und Reichsstaatsrecht im ö.R.d. G. S. 108 f.

Pabst, Gantttontfrl».
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beides, weil von einander nicht zu trennen, in sich vereinigt,-) soll 
hier als für die zur Entscheidung stehende Frage ohne Bedeutung 
uncrörtert bleiben. Doch sei noch darauf hingewiesen, daß die 
Sanktion nur dort ein selbständiger Akt im Entwickelungsprozeß 
des Gesetzes ist, der zwar mit anderen Akten zeitlich zusammen­
fallen kann, aber nicht muß, wo der die Sanktion bildende ent­
scheidende Entschluß in der Hand eines einzigen, — lediglich für 
die Bildung des Gesetzeswillens an die Zustimmung anderer Organe 
gebundenen — Staatsorgans ruht wie z. B. in der Hand des 
Landesherrn in den deutschen monarchischen Gliedstaaten oder des 
Bundesrats int Teutschen Reich. Anders dagegen dort, wo die­
selben Organe, welche an der Bildung des Staatswillens beteiligt 
sind, auch dafür zuständig sind, gemeinsam den entscheidenden Ent­
schluß zu fassen, daß der Staatswille als Gesetz ins Leben trete, 
wie z. B. in den Freien Städten Senat und Bürgerschaft. Hier 
wird der entscheidende Entschluß nicht durch den Beitritt eines 
Organs zu den Beschlüssen eines oder mehrerer anderer Organe 
gefaßt, sondern er entsteht notwendig durch die und mit den die 
Bildung des Willens betreffenden übereinstimmenden Beschlüssen 
der für die Willensbildung zuständigen Organe und muß daher 
mit diesen Beschlüssen in einen Akt zusammenfallen. Damit kommt 
in diesen Verfassungen die Sanktion als selbständiger und daher 
zeitlich den an der Willensbildung beteiligten, aber nicht die Ent­
scheidung herbeiführenden Beschlüssen anderer Organe gegenüber­
stehender Akt in Wegfall?)

II. Damit nun der durch die Sanktion ins Leben gerufene 
Gesetzeswille denen, die er binden soll, als Gesetz erkennbar wird, 
bedarf er der Verkündung in der von der Verfassung vorgeschriebenen 
Weise, der Publikation. Erst durch sie erlangt das Gesetz ver­
bindliche Kraft, erst mit ihr ist daher der Entwickelungsprozeß des 
Gesetzes zum Abschluß gelangt.

Die Publikation des sanktionierten Gesetzeswillens hat aber 
noch weitere Momente zur Voraussetzung, die zwischen Sanktion 
und Publikation liegen: Es muß, ehe die Bekanntmachung des

2) cf. j. SB. Iellinrk, Gesetz und Verordnung, S. 318 ff., des. 
S. 320.

3) Nach Jellinek a.a.O. wird in solchen Staaten die Sanktion 
„durch in juristisch wahrnehmbaren Formen erscheinende Kollegialbeschlüsse" 
erteilt.


